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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Eine zusätzliche Motion Tschümperlin (sp, SZ) nahm sich dem bereits im Vorjahr
diskutierten Thema der Schein- und Zwangsheiraten an. Der Motionär verlangt von der
Regierung, eine Untersuchung in Auftrag zu geben, welche Formen, Ausmass, Ursachen
und Häufigkeit von Zwangsehen beleuchtet. Darauf basierend sollen präventive
Massnahmen getroffen werden. Auch dieser Vorstoss wurde von National- und
Ständerat gegen den Willen des Bundesrats angenommen. 1

MOTION
DATUM: 01.06.2010
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Eine Motion von Felten (sp, BS) über die erleichterte alleinige Wohnungszuweisung an
einen noch nicht in richterlich festgesetzten Trennung lebenden Ehegatten im Fall von
psychischer oder physischer Misshandlung wurde, da der Bundesrat auf bereits
bestehende Eheschutzmassnahmen verweisen konnte, vom Nationalrat lediglich als
Postulat angenommen. 2

MOTION
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Ebenfalls angenommen wurde eine Motion Humbel Näf (cvp, AG), welche den Bundesrat
beauftragte, in der beruflichen Vorsorge und im Freizügigkeitsgesetz die Grundlagen
dafür zu schaffen, dass im Scheidungsfall obligatorische und überobligatorische
Altersguthaben je im gleichen Verhältnis aufgeteilt werden. Auch der Bundesrat hatte
die Annahme der Motion beantragt. 3

MOTION
DATUM: 20.03.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion Humbel Näf (cvp, AG), welche im Vorjahr vom Nationalrat angenommen
worden war, wollte den Bundesrat beauftragen, in der beruflichen Vorsorge und im
Freizügigkeitsgesetz die Grundlagen dafür zu schaffen, dass im Scheidungsfall
obligatorische und überobligatorische Altersguthaben je im gleichen Verhältnis
aufgeteilt werden. Der Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm die
Motion an. 4

MOTION
DATUM: 02.12.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Motion Rickli (svp, ZH) «Verbot von Kinderehen» forderte im Dezember 2016,
Minderjährige vor Zwangsehen besser zu schützen. Ehen sollten in jedem Fall für
ungültig erklärt werden, sollte einer der Ehegatten während der Eheschliessung
minderjährig gewesen sein. Zwar waren Minderjährigenehen in der Schweiz bereits
verboten, doch störte Rickli am betroffenen Gesetzesartikel (105 Ziffer 6 ZGB) der
Zusatz «[...] es sei denn, die Weiterführung der Ehe entspricht [nach Erreichung der
Volljährigkeit] den überwiegenden Interessen dieses Ehegatten». Diesen Satz forderte
Rickli mit der Motion zu streichen, weil sie hier Umgehungspotenzial erkannte.
Dass für Eheschliessungen auch für die in der Schweiz wohnhaften ausländischen
Personen ausschliesslich das Schweizer Recht gelte und somit Minderjährigenehen
bereits verboten seien, wiederholte auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme im
Februar 2017. Durch die Volljährigwerdung der Betroffenen werden aber
Minderjährigenehen geheilt und können nicht mehr automatisch annulliert werden. Den
von Rickli kritisierten Zusatz erachtete der Bundesrat insofern als wichtig, als damit

MOTION
DATUM: 14.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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dem Gericht ermöglicht werde, Einzelfallbeurteilungen vorzunehmen und den
Interessen der Betroffenen Rechnung zu tragen, etwa für den Fall, dass Kinder involviert
seien. Auch weil ein im Dezember 2016 überwiesenes Postulat Arslan (basta, BS;
16.3897) bereits forderte, die im ZGB festgeschriebenen Massnahmen zur Verhinderung
von Zwangsheiraten zu überprüfen, beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion Rickli. Es seien erst die Ergebnisse dieser Evaluation abzuwarten, bevor neue
Ziele gesteckt werden können, resümierte die Regierung. 
Im Dezember 2018 wurde die Motion aufgrund zweijähriger Nichtbehandlung
abgeschrieben. Rickli beharrte aber auf ihrem Anliegen und reichte in der Folge im
Nationalrat eine parlamentarische Initiative (18.467) ein, um das Thema erneut
anzugehen. 5

Familienpolitik

Die Volksinitiative «für gleiche Rechte von Frau und Mann bei der Wahl des
Familiennamens (Familiennameninitiative)» kam nicht zustande. Bereits 1990 war eine
analoge Initiative an der notwendigen Unterschriftenzahl gescheitert. Auch im
Parlament hatte die Forderung nach mehr Freiheit bei der Wahl des Familiennamens
kaum Chancen. Bei der Behandlung einer Motion Haering Binder (sp, ZH) erinnerte
Bundesrat Koller daran, dass der Gesetzgeber seinerzeit bei der Revision des Eherechts
unter allen Umständen an der Einheit des Familiennamens für Ehegatten und Kinder
festhalten wollte, obgleich er sich bewusst war, dass dies dem Gleichheitsgebot in der
Bundesverfassung nicht entspricht. Aus diesem Grund wurde die Motion auf Antrag des
Bundesrates nur als Postulat angenommen. 6

MOTION
DATUM: 16.12.1992
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an diese Beratung nahm der Ständerat diskussionslos eine Motion seiner
Rechtskommission an, welche den Bundesrat beauftragt, im Hinblick auf das
Inkrafttreten des neuen Rechtes eine Broschüre über Eheschliessung und Eherecht zu
verfassen. Diese soll den Verlobten bei ihrer Anmeldung im Zivilstandsamt unentgeltlich
abgegeben werden. 7

MOTION
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos nahm der Nationalrat eine Motion des Ständerates an, welche den
Bundesrat beauftragt, im Hinblick auf das Inkrafttretens des neuen Scheidungsrechts
eine Broschüre über Eheschliessung und Eherecht zu verfassen. Diese soll den
Heiratswilligen bei ihrer Anmeldung auf dem Zivilstandsamt unentgeltlich abgegeben
werden. 8

MOTION
DATUM: 17.12.1997
MARIANNE BENTELI

Ein Jahr nach Inkraftsetzung des neuen Scheidungsrechts breitete sich auf weiter
Front Ernüchterung aus. Hauptpunkte der Kritik aus Anwalts- und Richterkreisen waren
die Wartefrist von 60 Tagen nach der ersten Anhörung vor Gericht, die vierjährige
Trennungszeit, wenn einer der Partner die Scheidung verweigert, sowie die Aufteilung
des BVG-Rentenkapitals, die nach Ansicht von Fachleuten zu wenig klar geregelt ist. Mit
einem Postulat verlangte der Freiburger SP-Nationalrat Jutzet vom Bundesrat eine
rasche Revision der strittigen Punkte. Die Landesregierung vertrat zwar die Ansicht,
jedes neue Gesetz leide unter Anlaufschwierigkeiten, die sich oft im Lauf der Zeit
legten, erklärte sich aber bereit, das neue Recht umgehend einer vertieften Prüfung zu
unterziehen. 9

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, zwei Motionen Janiak (sp, BL) entgegenzunehmen, die ihn
beauftragen, das Eheverbot für Stiefverhältnisse aufzuheben, und das Verfahren der
Scheidung bei Teileinigung bundesrechtlich zu regeln, worauf sie der Nationalrat
überwies. Eine weitere Motion Janiak, die forderte, die Regelung, wonach die
Scheidung einer Ehe aus Gründen der Unzumutbarkeit vor Ablauf der vierjährigen Frist
verlangt werden kann, sei durch die Aufführung von schwerwiegenden Gründen zu
konkretisieren und zu präzisieren, wurde auf Antrag des Bundesrates nur als Postulat
angenommen. 10

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI
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Nach dem Nationalrat im Vorjahr hiess auch der Ständerat oppositionslos eine Motion
aus der grossen Kammer gut, die verlangt, das Eheverbot für Stiefverhältnisse sei
aufzuheben. 11

MOTION
DATUM: 02.10.2003
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung des Partnerschaftsgesetzes (siehe unten) wurde im Ständerat bei den
Änderungen bisherigen Rechts und auf Antrag der Rechtskommission eine von beiden
Räten gutgeheissene Motion von Nationalrat Janiak (sp, BL) umgesetzt, die eine
Aufhebung des Eheverbots für Stiefverhältnisse im ZGB verlangte, da sonst eine
Ungleichbehandlung entstanden wäre, weil im neuen Partnerschaftsgesetz
Stiefverhältnisse nicht ausgeschlossen sind. Leumann (fdp, ZH) beantragte, die
Bestimmung hier zu streichen, um die Vorlage angesichts des drohenden Referendums
nicht zu überladen, unterlag aber mit 16 zu 11 Stimmen. Der Nationalrat stimmte
diskussionslos zu. 12

MOTION
DATUM: 03.06.2004
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine im Vorjahr von der grossen Kammer gutgeheissene Motion
der SPK-NR ab, welche den Bundesrat beauftragen wollte, Vorschläge zur
Harmonisierung der Gesetzgebung betreffend Alimentenbevorschussung und -inkasso
auszuarbeiten, um die enormen Unterschiede zwischen den Kantonen auszugleichen.
Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, weil er die kantonale
Gesetzgebung nicht konkurrenzieren wollte. 13

MOTION
DATUM: 10.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat hiess der Nationalrat im Berichtsjahr eine Motion
Humbel-Näf (cvp, AG) gut, gemäss der im Scheidungsfall obligatorische und
überobligatorische Altersguthaben der Pensionskasse je im gleichen Verhältnis
aufgeteilt werden sollen. Bislang wird der zu übertragende Teil der Austrittsleistung so
weit als möglich dem überobligatorischen Altersguthaben entnommen. Dies hat zur
Folge, dass die Rente desjenigen Partners, der die Austrittsleistung übertragen
bekommt, geringer ausfallen wird, da sowohl der Umwandlungssatz als auch die
Mindestverzinsung im überobligatorischen Bereich tiefer sind als im obligatorischen.  14

MOTION
DATUM: 20.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Als Zweitrat überwies der Ständerat in der Wintersession eine Motion Humbel-Näf(cvp,
AG). Der Bundesrat wird damit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen dafür zu
schaffen, dass im Scheidungsfall obligatorische und überobligatorische
Altersguthaben je im gleichen Verhältnis aufgeteilt werden. 15

MOTION
DATUM: 02.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 16

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

La motion Caroni, qui vise à simplifier la procédure des mariages en supprimant le
délai obligatoire de 10 jours entre l'autorisation de mariage et la célébration de celui-ci
ainsi que l'obligation de se marier devant deux témoins a été débattue en septembre
2016 au Conseil des Etats. Le sénateur Rieder a proposé au Conseil de n'en accepter
que le premier point. La question des témoins a été débattue en termes de
conservatisme contre libéralisme. Les sénateurs ayant pris la parole en s'opposant à la
suppression de l'obligation y voient une manière d'affaiblir encore le mariage comme
institution. Selon eux, les témoins représentent une tradition qui doit être conservée.
Les partisans de la motion, eux, y voient un article de loi désormais superflu et qui ne
fait plus sens. Ils préfèrent donc laisser aux personnes le choix de se marier devant
témoins ou non. Le premier camp l'a emporté. Le Conseil des Etats a finalement

MOTION
DATUM: 22.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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accepté à l'unanimité le premier point de la motion Caroni, mais rejeté le second, à 25
voix contre 15, avec 1 abstention. 17

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Gegen den Willen des Bundesrates, welcher auf das bestehende gesetzliche
Instrumentarium verwies, nahm der Ständerat mit klarem Mehr eine Motion Heberlein
(fdp, ZH) an, die diesen beauftragt, umgehend im Bereich der Zwangsheiraten aktiver
zu werden. Zwangsheiraten unter Immigranten seien nicht Ausdruck eines Rechts auf
„Anderssein“ und auch nicht mit dem Verweis auf die Multikulturalität der Gesellschaft
zu rechtfertigen. Es müssten in allen gesetzgeberischen Bereichen (Straf-, Zivil- und
Ausländerrecht) Massnahmen ergriffen werden, um Zwangsehen resp. arrangierte
Heiraten zu verhindern. Den betroffenen Frauen müssten zudem „Ausstiegshilfen“
angeboten werden, um dem familiären Druck standhalten zu können. Schätzungsweise
sind in der Schweiz jedes Jahr mehrere hundert Frauen Opfer einer Zwangsehe. Mitte
November veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht zu diesem Thema. Seiner
Ansicht nach reichen die bestehenden Gesetze (insbesondere das neue AuG), um gegen
diese Praktiken vorzugehen. 18

MOTION
DATUM: 15.11.2007
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den Willen des Bundesrates, der das bestehende
gesetzliche Instrumentarium als genügend erachtete, eine Motion Heberlein (fdp,ZH)
gutgeheissen, welche eine aktivere Rolle des Bundes bei der Verhinderung von
Zwangsheiraten resp. arrangierten Heiraten verlangt. Der Nationalrat stimmte dem
verbindlichen Auftrag zu, modifizierte ihn aber in dem Sinn, dass die Massnahmen
lediglich Zwangsheiraten betreffen sollen, da arrangierte Heiraten ja auch in
beiderseitigem Einverständnis der betroffenen Personen zustande kommen können,
und überdies der Nachweis, dass die Ehe das Resultat von Absprachen ist, kaum
erbracht werden könnte; arrangierte Ehen, die nicht freiwillig geschlossen werden,
erfüllten ohnehin den Tatbestand der Zwangsheirat. Der Ständerat übernahm nach
kurzer Diskussion diese Änderung. Als Sofortmassnahme gegen Zwangsheiraten
kündigte der BR an, künftig keine Eheschliessungen von Personen unter 18 Jahren mehr
zu anerkennen. 19

MOTION
DATUM: 12.03.2008
MARIANNE BENTELI
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